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Erste Verordnung 
zur Änderung der Öffentlicher-Dienst-Abschlussprüfungsverordnung

Vom 27. März 2026

Das Bundesministerium des Innern verordnet aufgrund des § 47 Absatz 1 Satz 1, Absatz 2 Satz 1 und Absatz 3 
Satz 1 sowie des § 49 Absatz 2 des Berufsbildungsgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 16. April 
2025 (BGBl. 2025 I Nr. 117; 2025 I Nr. 129), das durch Artikel 9 des Gesetzes vom 28. Oktober 2025 (BGBl. 2025 I 
Nr. 259) geändert worden ist, in Verbindung mit § 1 Absatz 2 des Zuständigkeitsanpassungsgesetzes vom 
16. August 2002 (BGBl. I S. 3165), das durch Artikel 7 der Verordnung vom 31. August 2015 (BGBl. I S. 1474) 
geändert worden ist, und dem Organisationserlass vom 6. Mai 2025 (BGBl. 2025 I Nr. 131):

Artikel 1

Änderung der Öffentlicher-Dienst-Abschlussprüfungsverordnung
Die Öffentlicher-Dienst-Abschlussprüfungsverordnung vom 12. Dezember 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 366) wird wie 

folgt geändert:
1. § 12 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:
aa) Nummer 1 Buchstabe b wird durch den folgenden Buchstaben b ersetzt:

„b) den Ausbildungsnachweis nach § 13 Satz 2 Nummer 7 des Berufsbildungsgesetzes, der über den 
Ausbilder oder die Ausbilderin schriftlich oder elektronisch vorgelegt werden muss,“.

bb) Nummer 2 Buchstabe a und b wird durch die folgenden Buchstaben a und b ersetzt:
„a) für Teil 1: den Ausbildungsnachweis nach § 13 Satz 2 Nummer 7 des Berufsbildungsgesetzes, der 

über den Ausbilder oder die Ausbilderin schriftlich oder elektronisch vorgelegt werden muss, und
b) für Teil 2:

aa) entweder die Bescheinigung über die Ablegung von Teil 1 der Abschlussprüfung oder die 
Bescheinigung darüber, von der Ablegung von Teil 1 der Abschlussprüfung befreit zu sein 
aufgrund einer Regelung in der Ausbildungsordnung, die aufgrund des § 5 Absatz 2 Satz 1 
Nummer 3 des Berufsbildungsgesetzes getroffen worden ist, und

bb) den Ausbildungsnachweis nach § 13 Satz 2 Nummer 7 des Berufsbildungsgesetzes, der über den 
Ausbilder oder die Ausbilderin schriftlich oder elektronisch vorgelegt werden muss.“

b) Absatz 4 Nummer 2 wird durch die folgende Nummer 2 ersetzt:
„2. den Ausbildungsnachweis nach § 13 Satz 2 Nummer 7 des Berufsbildungsgesetzes, der über den 

Ausbilder oder die Ausbilderin schriftlich oder elektronisch vorgelegt werden muss.“
c) Nach Absatz 5 wird der folgende Absatz 6 eingefügt:

„(6) Wer im Rahmen eines Verfahrens nach § 1 Absatz 6 des Berufsbildungsgesetzes das Zeugnis der 
vollständigen Vergleichbarkeit seiner individuellen beruflichen Handlungsfähigkeit mit der für die Ausübung 
des im Antrag bestimmten anerkannten Ausbildungsberufs erforderlichen beruflichen Handlungsfähigkeit 



erhalten hat, hat dem Antrag das Zeugnis über die Feststellung der vollständigen Vergleichbarkeit der 
beruflichen Handlungsfähigkeit nach § 50c Absatz 3 Satz 2 des Berufsbildungsgesetzes beizufügen.“

2. § 16 wird durch den folgenden § 16 ersetzt:
„§ 16

Leitung der Abschlussprüfung
Die Abschlussprüfung wird unter der Leitung des Vorsitzes vom gesamten Prüfungsausschuss durchgeführt. 

Dessen unbeschadet können die Abnahme und die abschließende Bewertung von einzelnen Prüfungsleistungen 
auf Prüferdelegationen, auf zwei Mitglieder des Prüfungsausschusses oder auf zwei Mitglieder einer Prüfer
delegation übertragen werden.“

3. In § 43 Absatz 3 in der Angabe vor Nummer 1 wird die Angabe „§ 5 Absatz 2 Satz 1 Nummer 2a“ durch die 
Angabe „§ 5 Absatz 2 Satz 1 Nummer 2“ ersetzt.

Artikel 2

Inkrafttreten
Diese Verordnung tritt vorbehaltlich des Satzes 2 mit Wirkung vom 1. August 2024 in Kraft. Artikel 1 Nummer 1 

Buchstabe c tritt mit Wirkung vom 1. Januar 2025 in Kraft.

Berlin, den 27. März 2026

D e r  B u n d e s m i n i s t e r  d e s  I n n e r n

A l e x a n d e r  D o b r i n d t
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